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Bebauungsplan „An der Lindachstraße I“ 

Begründung zum Bebauungsplan 

Vorhaben: Wohnbebauung an der Lindachstraße 

Lage: 

Flurstück Nr. 707, 707/37, 707/38, 707/68 

Gemarkung : Grafenaschau 

Planverfasser: DIE STADTENTWICKLER 
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1 Einführung 

1.1 Anlass und Erforderlichkeit 

Die Aufstellung des qualifizierten Bebauungsplans „An der Lindachstraße I“ erfolgt mit Beschluss des 

Gemeinderates vom 14.06.2021, um die im Siedlungsbereich der Gemeinde Schwaigen gelegene 

landwirtschaftliche Grünfläche als Wohnbaufläche zu entwickeln. Durch das Vorhaben wird die 

bestehende Bebauung an der Lindachstraße nach Westen hin ergänzt. Die Aufstellung des 

Bebauungsplans erfolgt im 13 b Verfahren. 

1.2 Lage und Abgrenzung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich im Westen des Ortsgebietes von Schwaigen 

im Bereich der Lindachstraße, etwa 400 m von der Ortsmitte entfernt. Es wird im Osten durch 

bestehende Bebauung begrenzt. Im Norden befindet sich ein schmaler Streifen in dem eine Quelle 

entspringt. Nördlich davon schließt ein Wohngebiet an. Nach Süden hin schließt die geplante 

Wohnbebauung an landwirtschaftlich genutzte Grünflächen an. Das Plangebiet hat eine Größe von 

ca. 5.142 m2 und umfasst die Flurstücke Nr. 707 (Teilfläche), 707/58 (Teilfläche), 707/37 (Teilfläche), 

707/10 (Teilfläche), 707/38 und 707/68 jeweils Gemarkung Schwaigen. 

 

2 Ausgangssituation 

2.1 Räumliche Einbindung 

Östlich und nördlich des Geltungsbereichs befindet sich ein allgemeines Wohngebiet und 

anschließend ein Dorfgebiet. Die Bebauung ist vor allem durch Wohnbebauung in Form von 

Einzelhäusern sowie landwirtschaftlichen Nutzungen geprägt. Östlich des Gebietes befindet sich in 

etwa 500 m Entfernung die Dorfkirche, Rathaus und Dorfladen dahinter schließen sich 

landwirtschaftliche Grünflächen an. Durch die umgebenden Nutzungen wirken keine besonderen 

Störungen von außen auf das Plangebiet ein. 

2.2 Bebauung und Nutzung im Plangebiet 

Das Plangebiet ist derzeit unbebaut und wird westlich als landwirtschaftliche Nutzfläche (intensiv 

bewirtschaftetes Grünland) und östlich als bislang private Grünflächen genutzt. 
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2.3 Erschließung (Straßenverkehr, Fuß- und Radwege, ruhender Verkehr) 

Das Plangebiet wird über die Lindachstraße erschlossen. Die Erschließung innerhalb des 

Geltungsbereiches erfolgt über rechtwinklig zur Lindachstraße angeordnete Stichstraßen, die über 

eine Verbindungsstraße eine Umschließung ermöglichen. Die Erschließungsstruktur lässt sich sowohl 

nach Westen als auch nach Süden im Bedarfsfall jederzeit einfach erweitern. 

Im Umfeld des Geltungsbereiches befindet sich eine Bushaltestelle der Linie RVO (Haltestelle 

Rathaus). 

Vorsorgender Brandschutz 

Die Löschwasserversorgung ist nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 sicherzustellen. Um den Artikel 

12 BayBO, insbesondere Teil b und c von Seiten der Gemeinde Rechnung zu tragen, sind in einem 

Abstand von max. 150 m Überflurhydranten DN 80 mit einer Entnahmeleistung von 800 l/Min. bei 

einem Fließdruck von mind. 2 bar über zwei Stunden vorzusehen. Die Standorte der Hydranten sind 

so zu wählen, dass von der Erstentnahmestelle zur Sicherstellung des Löschwassers bis zu den 

einzelnen Grundstücken diese nicht mehr als 75 m entfernt sind. Bei Straßenabzweigen sind die 

Krümmungsradien der DIN 14095 zu beachten.  

2.4 Ver- und Entsorgung 

Derzeit ist das Plangebiet noch nicht mit Ver- und Entsorgungsleitungen erschlossen. Im Zuge des 

Anliegerstraßenbaus werden die zur Sicherung der Versorgung mit Elektrizität, Wasser sowie zum 

Anschluss an das Abwassernetz notwendigen Medien hergestellt. Die Erschließung der Ver und 

Entsorgungsleitungen erfolgt über die Lindachstraße. Aktuell ist die Lindachstraße als Schotterweg 

ausgeführt. 

Niederschlagswasser 

Das anfallende Niederschlagswasser ist auf dem eigenen Grundstück über bewachsenen Oberboden 

zu versickern und über einen Notüberlauf an den öffentlichen Regenwasserkanal anzuschließen, 

sofern der anstehende Untergrund eine Durchlässigkeit > 5*10-6 aufweist und eine Gefährdung Dritter 

durch das hydrogeologische Gutachten ausgeschlossen wird. Sollte eine der genannten Bedingungen 

auf einer Parzelle nicht erfüllt sein, ist eine gedrosselte Ableitung in den Regenwasserkanal 

entsprechend den Vorgaben aus dem Niederschlagswasserbeseitigungskonzept in den öffentlichen 

Regenwasserkanal zulässig. Die Notüberläufe der Versickerungsanlagen bzw. Drosselabläufe der 

Rückhalteräume werden über einen Regewasserkanal in der Lindachstraße an den bestehenden 

Kanal der Birkenallee angeschlossen. Für die öffentlichen Verkehrsflächen ist eine Mulden-Rigolen-

Versickerung vorgesehen. Bei der Wahl der Niederschlagswasserbeseitigung sind die Vorgaben aus 

dem Niederschlagswasserbeseitigungskonzept und dem hydrogeologischen Gutachten zu 

berücksichtigen. 
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Um die Versickerungsanlagen möglichst gering zu dimensionieren, sind zusätzlich folgende 

Festlegungen sinnvoll: 

Die Versiegelung der Außenanlagen ist auf ein Mindestmaß zu beschränken und mit möglichst 

wasserdurchlässigen Belägen herzustellen. 

Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dachflächen sind nicht zulässig. (Dies würde erhebliche 

Anforderungen an die Niederschlagswasserbehandlung verursachen.) 

Sobald das hydrogeologische Gutachten vorliegt, kann das Niederschlagswasserbeseitigungskonzept 

angepasst werden. Bei der Planung der öffentlichen Straßen sollte darauf geachtet werden, dass 

ausreichend Platz für die Versickerungsanlagen vorhanden ist (z.B. Mall Innodrain) 

2.5 Denkmäler 

Es befinden sich keine bekannten Denkmäler oder Bodendenkmäler im Geltungsbereich. 

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG:  

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde 

oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der 

Eigentümer oder der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, 

die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der 

Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so 

wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.  

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:  

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 

Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände 

vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  

Treten bei o. g. Maßnahmen Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. o. g. Art. 8 

BayDSchG zu melden und eine Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem 

Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege vorzunehmen. Ein Mitarbeiter des Bay. Landesamtes für 

Denkmalpflege führt anschließend die Denkmalfeststellung durch. Die so identifizierten 

Bodendenkmäler sind fachlich qualifiziert aufzunehmen, zu dokumentieren und auszugraben. Der so 

entstandene denkmalpflegerische Mehraufwand wird durch die Beauftragung einer fachlich 

qualifizierten Grabungsfirma durch das Bay. Landesamt für Denkmalpflege übernommen.  
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2.6 Natur, Landschaft und Umwelt 

Das Plangebiet umfasst eine intensiv genutzte landwirtschaftliche Grünfläche. Nach dem 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) besonders geschützte Biotope sind zum jetzigen Zeitpunkt 

nicht bekannt. 

Baumfällungen 

Die zur Realisierung der Bauvorhaben notwendigen Baumfällungen dürfen nur in der Zeit vom 01. 

Oktober bis 28./29. Februar stattfinden (§ 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG). 

Die bestehenden Gehölze sollen soweit wie möglich erhalten werden und während den 

Baumaßnahmen von Beeinträchtigungen geschützt werden.  

2.7 Eigentumsverhältnisse 

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke Nrn. 707 (Teilfläche), 707/37 (Teilfläche), 707/38 und 

707/68, jeweils Gemarkung Schwaigen. Die Fl.Nr. 707 und 707/37 befindet sich in Besitz der 

Gemeinde und die Fl.Nr. 707/38 und 707/38 in Privatbesitz.  

 

3 Planungsbindungen 

3.1 Landes- und Regionalplanung 

Nach aktuellem Landesentwicklungsprogramm Bayern ist die Gemeinde Schwaigen als allgemeiner 

ländlicher Raum festgelegt. Dieser soll so entwickelt und geordnet werden, dass er als eigenständiger 

Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig gesichert und weiter entwickelt wird. Die behutsame Ausweitung 

von innerörtlichen Wohnbauflächen durch den vorliegenden Bebauungsplan entspricht diesem Ziel. 

Damit besteht kein Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Landesplanung. 

3.2 Flächennutzungsplan 



Bebauungsplan „An der Lindachstraße I“ 

 

7 

 

Abbildung 1: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan, Rechtskraft vom XX 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan (siehe Abbildung 1) der Gemeinde Schwaigen ist das 

Plangebiet als Grünfläche ausgewiesen. Für die beabsichtigte Entwicklung des Gebietes als 

Wohnbaufläche muss der Flächennutzungsplan daher gem. Abs. 8 Abs. 3 BauGB zeitgleich im 

Parallelverfahren geändert werden. 

 

4 Planungskonzept 

4.1 Ziele und Zwecke der Planung 

Die zukunftsorientierte Entwicklung der Gemeinde Schwaigen erfordert auch die Ausweisung von 

attraktivem Wohnraum. Dazu soll das Plangebiet unter Berücksichtigung des vorhandenen Bestandes 

einer maßvollen Entwicklung zugeführt werden, weitere Flächen sieht die Gemeinde durch Ankauf des 

Lindenhofs als gemischte Nutzungen mit gewerblichen Angeboten im Ortskern vor.  
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5 Planinhalt 

5.1 Art der baulichen Nutzung 

Das Plangebiet wird als allgemeines Wohngebiet gem. Art. 4 BauNVO ausgewiesen. Ausnahmen 

gem. Art. 4 (3) BauNVO sind nicht zulässig. 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung des Maßes der Nutzung ist eine lockere Punktbebauung vorgesehen, die dem 

dörflichen Charakter der Umgebung baulich entspricht. Die geplante GRZ beträgt bis zu 0,25. Die Zahl 

der Vollgeschosse beträgt zwei.  

5.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

Die Bebauung soll in offener Bauweise (o) und in Form von Einzelhäusern (EH) oder Doppelhäusern 

(DH) erfolgen. 

5.4 Verkehrsflächen und Erschließung 

Die Verkehrsflächen sind als verkehrsberuhigte, öffentliche Verkehrsflächen festgesetzt. Die neuen 

Grundstücke werden an Kanal, Hauptwasserleitung und Stromleitung die in der Lindachstraße 

angeschlossen. Der Kanal und die Hauptwasserleitung müssen von der Gemeinde noch verlegt 

werden. 

Die Grundstücke sollen über die Lindachstraße oder die kleine Stichstraße nach Westen für MIV 

erschlossen werden. Garagen sollen möglichst im Gebäude untergebracht werden. 

 

6 Verfahrensablauf 

Das Verfahren selbst ist in den §§ 1 bis 13b BauGB geregelt. Die Baugesetzbuch-Novelle und damit 

das „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen 

Zusammenhalts in der Stadt“ wurde am 12. Mai 2017 im Bundesgesetzblatt (BGBl. Teil I Nr. 25, S. 

1057 ff.) bekannt gemacht und mit Änderung vom 14.06.21 als Baulandmobilisierung verlängert.  
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[...] Ein neuer § 13b BauGB eröffnet Städten und Gemeinden derzeit ein vereinfachtes, 

beschleunigtes Verfahren zur Überplanung von Außenbereichsflächen (Ortsrand) für den 

Wohnungsbau. Gemeinden können künftig Bebauungspläne mit einer Grundfläche bis zu 10.000 m2 

(durch das Hauptgebäude versiegelte Fläche) für Wohnnutzung im beschleunigten Verfahren 

aufstellen. Der damit verbundene Vorteil besteht darin, dass das Erfordernis einer Umweltprüfung 

entfällt, die Eingriffsregelung (Ausgleichsflächenbedarf) suspendiert ist, die frühzeitige Träger- und 

Öffentlichkeitsbeteiligung entfällt und der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan 

entwickelt werden muss.  

Da die Voraussetzungen für ein vereinfachtes, beschleunigtes Verfahren für die Ausweisung des 

Baugebiets „An der Lindachstraße“ aufgrund der direkten Anbindung an die bestehende Siedlung 

sowie einer max. überbaubaren Grundfläche durch das neue Baugebiet unter 10.000 m2 gegeben 

sind, hat die Gemeinde Schwaigen in der Sitzung des Gemeinderates vom 14.06.21 die Aufstellung 

eines Bebauungsplanes nach § 13b BauGB mit integrierter Grundordnung für das Allgemeine 

Wohngebiet „An der Lindachstraße“ beschlossen.  

Durch die Aufstellung im Verfahren nach § 13b BauGB entfällt die Erfordernis einer Umweltprüfung, 

die Eingriffsregelung (Ausgleichsflächenbedarf) ist suspendiert, die frühzeitige Träger- und 

Öffentlichkeitsbeteilung entfällt und der Bebauungsplan muss nicht aus dem Flächennutzungsplan 

entwickelt werden.  

 

7 Kosten und Umsetzung  

Die anfallenden Kosten sind von den Grundstückseigentümer zu tragen für die neues Baurecht 

geschaffen worden sind. Die Kosten werden anteilig auf diese neuen Eigentümer umgelegt.  

Die Umsetzung des Bebauungsplanes erfolgt 2021/2022. Die Bauarbeiten für die Erschließung sollen 

wenn möglich noch im Jahr 2021 beginnen. Die Bebauung von zwei Grundstücken ist ebenfalls für 

2021/2022 vorgesehen. Die weiteren Grundstücke folgen im Anschluss.  

 

8 Bedarfsanalyse  

 

 


